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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. Januar 1970 

lll/l — 68070 — E — Ka 1/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier; Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates über zur Beseitigung von 
Schwierigkeiten bei der Kartoffelversorgung zu ergrei- 
fende Maßnahmen 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die vollständige 
Aussetzung des autonomen Zollsatzes des Gemeinsamen 
Zolltarifs für Kartoffeln, andere, der Tarifstelle 07.01 
Am b). 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 9. Dezem- 
ber 1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvorschläge 
durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Städtebau 
und Wohnungswesen 

Dr. Lauritzen 


Druck: Bonner Univcrsitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über zur Beseitigung von Schwierigkeiten bei der 
Kartoffelversorgung zu ergreifende Maßnahmen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf ■ 
Artikel 103, 

auf Vorschlag der Kommission, | 

in Erwägung nachstehender Gründe: | 

In der Gemeinschaft bestehen Schwierigkeiten bei i 
der Kartoffelversorgung. Das vergangene Erntejahr | 
erbrachte eine Kartoffelerzeugung, die für die Ge- j 
meinschaft insgesamt um mehr als 10 Vo geringer 
war als die Gemeinschaftserzeugung des Jahres 1968, ! 
während die Nachfrage so groß wie in den vorher- ! 
gehenden Jahren blieb. i 

Der Kartoffelpreis ist seit Beginn des Wirtschafts- 
jahres erheblich und laufend angestiegen. Mit Ent- 
scheidung vom . . H) setzte der Rat vorübergehend 
die Erhebung des Einfuhrzolles auf Kartoffeln der 
Tarifstelle 07.01 A III b) mit Herkunft aus Drittlän- 
dern aus. Die Aussetzung dieses Zolls genügt jedoch 
zur Änderung der Lage nicht, da die Versorgungs- 
inöglichkeiten an Kartoffeln mit Herkunft aus Dritt- 
ländern gering bleiben. Deshalb sind weitere vor- 
übergehende Maßnahmen zu ergreifen, durch die 
eine übertriebene Zunahme der Ausfuhr nach Dritt- 
ländern verhindert werden kann. Eine solche Zu- 
nahme würde nämlich ab jetzt bis zum Ende des 
Kartoffelwirtschaftsjahres von Nachteil für die Ver- 
sorgung des Marktes der Gemeinschaft sein und in 
der Gemeinschaft den Druck auf die Preise für dieses 
wichtige Erzeugnis für die Verbraucher, insbeson- 
dere die der sozial schwächsten Gruppen, verstärken. 

Dieses Ziel kann durch Einführung einer Abgaben- 
regelung bei der Ausfuhr aus der Gemeinschaft er- 
reicht werden. Hierfür ist eine Abgabe festzusetzen, 
die 30 ^ 0 des Wertes entspricht, der für das betref- 
fende Erzeugnis pauschal auf dem für die Ausfuhr 
nach Drittländern repräsentativsten Großhandels- 
markt geschätzt wurde. 

In Frankreich weist die Lage auf dem Kartoffel- 
markt zusätzlich noch besondere Eigenarten auf. 
Praktisch wurde nämlich das zu Beginn des Wirt- 
schaftsjahres zwischen Frankreich und den übrigen 
Mitgliedstaaten bestehende Verhältnis inzwischen 
durch die Abwertung des französischen Franken 
gestört. Die in der Gemeinschaft bestehenden preis- 
treibenden Faktoren wurden dadurch in Frankreich 
verstärkt. Die sich daraus ergebende Erhöhung der 
Preise bei Erzeugung und Verbrauch erscheint aus 


b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
vom S. . . . 


konjunkturpolitischen Gründen unzulässig. Deshalb 
hat dieser Mitgliedstaat Ausfuhrabgaben vorzu- 
sehen, die die Auswirkungen der Abwertung aus- 
gleichen und die beim Handelsverkehr zwischen Mit- 
gliedstaaten und zusätzlich beim Handelsverkehr mit 
Drittländern änzuwenden sind. Diese Abgaben kön- 
nen pauschal festgesetzt werden, indem jeweils auf 
den für das betreffende Erzeugnis auf dem repräsen- 
tativsten Großhandelsmarkt in Frankreich festge- 
stellten Preis der Abwertungssatz des französischen 
Franken angewandt wird. 

Die Gemeinschaft muß in die Lage versetzt wer- 
den, prognostisch die Ausfuhrentwicklung genau zu 
verfolgen, um den Einfluß der Ausfuhr auf die 
Marktlage abschätzen und gegebenenfalls die Be- 
stimmungen der vorliegenden Verordnung entspre- 
chend abwandeln zu können. Hierfür ist die Aus- 
stellung von Ausfuhrlizenzen zusammen mit der 
Stellung einer Kaution zur Gewährleistung der tat- 
sächlichen Ausfuhr, für welche die Lizenz beantragt 
wurde, vorzusehen. Um die Durchführung der Lizenz- 
regelung zu erleichtern, ist ein Verfahren anzuwen- 
den, das eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission gestattet - — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Bei der Ausfuhr von Kartoffeln, andere, -der Tarif- 
stelle 07.01 A III b) des Gemeinsamen Zolltarifs nach 
Drittländern wird eine Abgabe erhoben. 

Diese Abgabe beträgt 2 Rechnungseinheiten je 
100 Kilogramm. 

Artikel 2 

Die Französische Republik wird ermächtigt, bei 
der Ausfuhr des in Artikel 1 genannten Erzeugnisses 
nach sonstigen Mitgliedstaaten eine Abgabe zu er- 
heben, die 3,80 ffrs je 100 Kilogramm nicht über- 
steigen darf, vorausgesetzt, daß diese Abgabe zu- 
sätzlich zu der in Artikel 1 genannten Abgabe auch 
bei der Ausfuhr nach Drittländern erhoben wird. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten können die Ausfuhr, die zur 
Aufrechterhaltung des herkömmlichen Handelsver- 
kehrs mit Drittländern erforderlich ist, sowie Aus- 
fuhr, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung ver- 
traglich vereinbart wurde, von der Erhebung der in 
Artikel 1 genannten Abgabe freistellen. 
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Frankreich kann die Ausfuhr nach Drittländern, 
die vor Inkrafttreten dieser Verordnung vertraglich 
vereinbart wurde, von der Erhebung der in Artikel 2 
genannten Abgabe freistellen. 

Artikel 4 

(1) Ab 1. Januar 1970 ist die Ausfuhr der in Arti- 

kel 1 erwähnten Erzeugnisse aus der Gemeinschaft 
von der Vorlage einer Ausfuhrlizenz abhängig, die | 
der Mitgliedstaat, auf dessen Hoheitsgebiet die Aus- 
fuhrzollförmlichkeiten abgewickelt werden, jedem | 
Antragsteller, der auf dem Gebiet des betreffenden 
Staates niedergelassen ist, ausstellt. j 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig die Mengen mit, die den ausgestellten Lizen- ^ 
zen entsprechen. I 

(2) Die Lizenz gilt 30 Tage vom Tage ihrer Aus- i 
Stellung an. Die Ausstellung der Lizenz ist von der j 


Stellung einer Kaution abhängig, die die Verpflich- 
tung zur Ausfuhr während der Gültigkeitsdauer der 
Lizenz gewährleistet und die verfällt, wenn die Aus- 
fuhr nicht innerhalb dieser Frist stattfindet. 

(3) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel können nach dem Verfahren des Artikels 13 
der Verordnung Nr. 23 -) erlassen werden. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am achten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. Sie gilt bis zum 
31. Mai 1970. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbin- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962 S. 765 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die vollständige Aussetzung des autonomen Zollsatzes 
des Gemeinsamen Zolltarifs für Kartoffeln, andere, 
der Tarif stelle 07.01 A III b) 

(Vorlage der Kommission an den Rat) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme des Verordnungsentwurfs 
der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

ln der Gemeinschaft besteht ein Mangel an Kar- 
toffeln. 

Unter diesen Umständen liegt es im Interesse der 
Gemeinschaft, daß für diese Ware der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für eine begrenzte Zeit- 
dauer vollständig ausgesetzt wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Der autonome Zollsatz des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs für Kartoffeln, andere, der Tarifstelle 07.01 
A III b) wird bis zum 31. Mai 1970 vollständig aus- 
gesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am achten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbin- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Zur Zeit hat der Kartoffelmarkt in der gesamten Ge> 
meinschaft ernste Versorgungsschwierigkeiten, die 
auf eine erheblich geringere Ernte bei gleichgeblie- 
bener Nachfrage im Vergleich zum letzten Wirt- 
schaftsjahr zurückzuführen sind. Schätzungsweise 
liegt die Ernte 1969 etwa 11 ^/o unter der Ernte des 
Vorjahres, wobei die Verringerung in Deutschland 
mit 17 ^/o besonders fühlbar ist. 

Dieses geschrumpfte Angebot hat zu spürbaren 
Preiserhöhungen auf allen Märkten der Gemein- 
schaft geführt. Beispielsweise haben sich die Notie- 
rungen an der Rotterdamer Börse im Vergleich zum 
entsprechenden Zeitraum des Vorjahres mehr als 
verdoppelt. Auch in Frankreich stiegen die Preise 
erheblich, wenn auch um weniger als 50 Vo im Okto- 
ber 1969 im Vergleich zum Oktober 1968, wobei sich 
die Erhöhung im November und Anfang Dezember 
fortsetzte. Außerdem kam in Frankreich zu dieser 
Abweichung der Preise zwischen dem französischen 
Markt und den Märkten anderer Mitgliedstaaten, 
die jeweils spezifischen Faktoren der einzelnen 
Märkte zuzuschreiben sind, noch die durch die Ab- 
wertung des französischen Franken verursachte 
Preisabweichung hinzu. 

Diese Preisentwicklung sowie die Befürchtung, von 
jetzt ab bis zum Ende des Kartoffelwirtschaftsjahres 
immer größeren Schwierigkeiten entgegentreten zu 
müssen, haben verschiedene Mitgliedstaaten zu ent- 
sprechenden Maßnahmen veranlaßt. Die Frage 
wurde im Rat der Landwirtschaftsminister am 24. 
und 25. November aufgegriffen und die Kommission 
bei dieser Gelegenheit aufgefordert, konkrete Maß- 
nahmen zur Behebung der Schwierigkeiten vorzu- 
schiagen. 


Nach Ansicht der Kommission macht die Lage auf 
I dem Kartoffelmarkt eine Reihe von Maßnahmen 
erforderlich, und zwar 

— die vorübergehende Aussetzung des gemein- 
samen Zolltarifs, 

— die Einführung einer Abgabe bei der Ausfuhr 
nach Drittländern, 

— die Einführung von Lizenzen bei der Ausfuhr 
nach Drittländern, 

— die Einführung einer Abgabe bei der Ausfuhr aus 
Frankreich nach den übrigen Mitgliedstaaten und 
Drittländern. 

Diese Maßnahmen sind geeignet, 

— die Möglichkeiten einer Einfuhr mit Herkunft aus 
Drittländern weitestgehend auszuschöpfen, 

— die Ausfuhr nach diesen Ländern weitestgehend 
zu bremsen, 

— einen besseren Überblick über die Kartoffel- 
mengen zu vermitteln, deren Ausfuhr nach Dritt- 
ländern vorgesehen ist, 

— im Falle Frankreichs den zusätzlichen Teuerungs- 
faktor durch die Abwertung des französischen 
Franken auszuschalten. 

Die Möglichkeit einer Befreiung von der Abgabe ist 
für die Mitgliedstaaten für solche Ausfuhren vor- 
gesehen, die zur Aufrechterhaltung der herkömm- 
lichen Handelsströme mit Drittländern nötig sind, 
und für solche, für die ein Vertrag bereits abge- 
schlossen wurde. 
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